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Investitionsstau an Hessens Schulen: Gute Lernbedingungen  
dürfen nicht vom Wohnort abhängen 

Landeselternbeirat fordert verbindliche Mindeststandards, mehr Transparenz und echte Mitspra-
che der Schulgemeinde 

 

Zur heutigen Anhörung der GEW Hessen zum Investitionsstau an hessischen Schulen nimmt der Landesel-
ternbeirat von Hessen (LEB) Stellung. Der Landeselternbeirat begrüßt, dass das Thema öffentlich verhandelt 
wird, und macht deutlich: Der bauliche Zustand einer Schule ist keine Nebensache, sondern hat unmittelba-
ren Einfluss auf Bildungserfolg, Gesundheit und Chancengerechtigkeit von Kindern und Jugendlichen. 

„Die Qualität des Lernortes Schule darf nicht davon abhängen, in welcher Kommune ein Kind 
lebt oder wie finanzstark der jeweilige Schulträger ist.“ 

—Thomas Obeth, Vorsitzender Landeselternbeirat von Hessen 

Der LEB ist sich bewusst, dass der Schulbau als äußere Schulangelegenheit in der Zuständigkeit der Kom-
munen als Schulträger liegt. Bauordnungsrechtlich bestehen bereits punktuelle Vorgaben, etwa zum Brand-
schutz (Muster-Schulbau-Richtlinie) und zur Barrierefreiheit bei Neubauten (Hessische Bauordnung). Auch 
der Status von Schulen als bauordnungsrechtliche Sonderbauten ändert daran nichts. Er eröffnet der Bau-
aufsicht lediglich die Möglichkeit, im Einzelfall zusätzliche Anforderungen zu stellen, schafft aber keine lan-
desweit einheitlichen, verbindlichen Standards. Die Richtlinie des Landes für den Ganztag regelt eine „Min-
destausstattung an Räumlichkeiten“ Verbindliche, überprüfbare Standards fehlen jedoch bislang bei Raum-
größen und -anzahl, bei der Nachrüstung von Bestandsgebäuden mit Barrierefreiheit sowie beim Hitze-
schutz. Letzteres kritisiert auch der Deutsche Lehrerverband Hessen, der angesichts des bislang nur emp-
fehlenden Charakters des landesweiten Hitzeaktionsplans verbindliche Mindeststandards fordert. Der LEB 
sieht das Land in der Verantwortung, diese Lücken zu schließen und die Umsetzung durch die Schulträger 
verlässlich zu fördern. 

Bildungsgerechtigkeit als Leitgedanke 

Für den LEB ist die zentrale Frage nicht nur, wie hoch der Investitionsstau in Euro beziffert wird, sondern ob 
die Qualität der schulischen Infrastruktur vom Wohnort und von der Finanzkraft der jeweiligen Kommune 
abhängen darf. Schülerinnen und Schüler sollten unabhängig davon, wo sie zur Schule gehen, vergleichbare 
und zeitgemäße Lern- und Aufenthaltsbedingungen vorfinden.  

Bauliche Bedingungen wirken direkt auf Kinder – nicht nur auf Lehrkräfte 

Schlechte Raumluft, Hitze, Lärm oder sanierungsbedürftige Gebäude belasten nicht nur Lehrkräfte, sondern 
vor allem Schülerinnen und Schüler selbst – in Gesundheit, Wohlbefinden, Konzentrationsfähigkeit und Leis-
tungsfähigkeit. Aus Sicht des Landeselternbeirats sollte diese Perspektive der Kinder und Jugendlichen bei 
der Bewertung baulicher Mängel ausdrücklich mitgedacht werden. Besonders ältere Container-Klassen-
räume ohne ausreichenden Hitze- und Kälteschutz sind aus Sicht des LEB ein Dauerprovisorium, das schnell 
abgebaut werden muss. 

http://www.leb-hessen.de/
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Konkrete Folgen für den Schulalltag mitdenken 

Der Investitionsstau darf nicht nur in Euro gemessen werden. Bauliche Mängel und Sanierungsmaßnahmen 
führen in der Praxis zu Unterrichtsausfall, Raumknappheit, Containerlösungen, Auslagerungen oder Ein-
schränkungen im Unterrichts- und Betreuungsangebot.  

Aus Elternsicht ist es besonders wichtig, dass gravierende Beeinträchtigungen des Schulalltags und gesund-
heitlich problematische Zustände bei der Priorisierung von Maßnahmen möglichst schnell beseitigt werden 

 

 

Ganztag: mehr als zusätzliche Plätze – ein neuer Lern- und Lebensraum 

Mit dem ab dem Schuljahr 2026/27 greifenden Ganztagsanspruch an Grundschulen wird Schule für Kinder 
immer stärker zum Lern- und Lebensraum, in dem sie einen erheblichen Teil ihres Tages verbringen. Ein 
guter Ganztag braucht aus Sicht des LEB deshalb mehr als zusätzliche Klassenräume: geeignete Mensa- 
und Verpflegungsbereiche, Aufenthalts- und Rückzugsräume, Flächen für Förderung und Differenzierung 
sowie Schulhöfe und Außenanlagen, die auf eine deutlich längere Aufenthaltsdauer ausgelegt sind. Die ent-
scheidende Frage ist für den LEB daher nicht nur, ob genügend Plätze geschaffen werden, sondern ob die 
räumlichen Voraussetzungen für einen qualitativ guten Ganztag tatsächlich vorhanden sind. 

Klimaanpassung und Barrierefreiheit als Investitionsaufgabe 

Hitzeschutz darf sich aus Sicht des LEB nicht auf Maßnahmen am Gebäude beschränken. Dazu gehören 
ebenso Verschattung, ausreichender Baumbestand, Begrünung und Entsiegelung der Schulhöfe, geeignete 
Aufenthaltsbereiche im Freien, gute Lüftungsmöglichkeiten und eine verlässliche Trinkwasserversorgung. 
Ebenso wichtig ist konsequente Barrierefreiheit: Der LEB fordert zu klären, welcher Investitionsbedarf be-
steht, um Schulen tatsächlich barrierefrei und für eine inklusive Beschulung geeignet zu machen. 

Beteiligung der Schulgemeinde und verlässliche Datengrundlage 

Belastbare, landesweit einheitliche Zahlen zum tatsächlichen Sanierungs- und Investitionsbedarf fehlen bis-
lang. Der LEB spricht sich für eine regelmäßige, transparente und öffentlich zugängliche Erhebung des bau-
lichen Zustands hessischer Schulen aus. Sie soll als Grundlage dienen, Investitionen nachvollziehbar zu 
priorisieren und den Abbau des Investitionsstaus zu verfolgen. Ebenso wichtig ist aus Sicht des LEB die 
frühzeitige Beteiligung der Schulgemeinde: Schülerinnen, Schüler und Eltern nutzen Schulgebäude und Au-
ßenanlagen täglich und sollten deshalb bei Planung, Sanierung und Weiterentwicklung von Schulstandorten 
von Beginn an einbezogen werden. 

Zentrale Forderungen des Landeselternbeirats 

● Verbindliche Mindeststandards für Schulgebäude und Schulgelände in ganz Hessen, unabhängig 
von der Finanzkraft der jeweiligen Kommune 

● Bildungsgerechtigkeit als Maßstab: vergleichbare Lernbedingungen unabhängig von Wohnort und 
kommunaler Finanzkraft 

● Auskömmliche, verlässlich planbare Förderprogramme des Landes für Schulträger, inklusive prakti-
kabler und unbürokratischer Abrufverfahren 

● Räumliche Standards, die einen qualitativ guten Ganztag als Lern- und Lebensraum tatsächlich er-
möglichen und nicht nur zusätzliche Plätze schaffen 

● Konsequente Barrierefreiheit als Voraussetzung für inklusive Beschulung 

● Umfassender Hitzeschutz und Klimaanpassung: Verschattung, Begrünung, Entsiegelung der Schul-
höfe, ausreichende Trinkwasserversorgung 

http://www.leb-hessen.de/
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● Berücksichtigung der konkreten Folgen des Investitionsstaus für den Schulalltag und nicht nur seiner 
Höhe in Euro 

● Eine regelmäßige, transparente und öffentlich zugängliche Erhebung des Investitionsbedarfs an hes-
sischen Schulen 

● Frühzeitige Beteiligung von Schülerinnen, Schülern und Eltern bei Planung, Sanierung und Weiter-
entwicklung von Schulgebäuden und Schulgeländen 

Der LEB betont: Schulbau ist keine rein kommunale Infrastrukturaufgabe, sondern unmittelbar Bildungspoli-
tik. Nur wenn Land und Kommunen gemeinsam und verlässlich handeln, lässt sich sicherstellen, dass alle 
Kinder in Hessen unter vergleichbaren und zeitgemäßen Bedingungen lernen können, unabhängig davon, 
wo sie zur Schule gehen. 

 

  

Über den Landeselternbeirat Hessen (LEB) 

Der Landeselternbeirat Hessen (LEB) ist das demokratisch gewählte, ehrenamtliche Gremium, das die Inte-
ressen aller Eltern minderjähriger Schülerinnen und Schüler in Hessen vertritt. Er setzt sich aus Mitgliedern 
der verschiedenen Schulformen zusammen und ist laut Hessischem Schulgesetz direkter Ansprechpartner 
des Ministeriums für Kultus, Bildung und Chancen. In Hessen hat die Elternmitbestimmung Verfassungsrang 
– das unterscheidet Hessen von anderen Bundesländern und ermöglicht dem LEB eine besonders starke 
Mitwirkung an bildungspolitischen Entscheidungen. Vorsitzender des LEB ist seit August 2026 Thomas  
Obeth , gemeinsam mit Simone Michel und Dr. Andrea Herrmann im Vorstand. 

Kontakt für Rückfragen 

Geschäftsstelle des Landeselternbeirats Hessen 
Walter-Hallstein-Straße 3-7, 65197 Wiesbaden 
Telefon: +49 611 4457521-0 
Fax: +49 611 4457521-10 
E-Mail: geschaeftsstelle@leb.hessen.de 
Web: www.leb-hessen.de 
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